
 Mediendienst
 

Stuttgart, 25. Februar 2009

FDP-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg
Haus des Landtags, Konrad-Adenauer-Str. 3, 70173 Stuttgart
Dr. Jan-Havlik, Pressesprecher, Tel: 0711 2063 9013, Fax 0711 2063 610
jan.havlik@fdp.landtag-bw.de; www.fdp-dvp.de

Rülke: Eingeschränkte Kreditvergabe an WEG erschwert Umstieg auf
erneuerbare Energien

64 000 Wohnungseigentümergemeinschaften im Land betroffen - „Da
Wohnungseigentümergemeinschaften (WEG) besonders schwer an Bankkredite kommen, bleiben große
Potentiale zum Ausbau erneuerbarerer Energien ungenutzt,“ sagte der wirtschaftspolitische Sprecher der
FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke. „In letzter Zeit mehren sich Schreiben von Bürgern,
die sich frustriert darüber äußern, dass zum Beispiel der Einbau eines Blockheizkraftwerkes in eine
gemeinsam genutzte Wohnimmobilie bereits an der Finanzierung scheitere.“

Auf Anfrage bestätigt nun das Wirtschaftsministerium, dass Kreditvergaben an Woh-
nungseigentümergemeinschaften in der Praxis tatsächlich selten vorkämen. Unter anderem sei die Frage
der Sicherheitenstellung ein Hemmnis für die Vergabe von Krediten an WEG, da eine WEG am
Gemeinschaftseigentum kein Grundpfandrecht bestellen könne. In der Regel komme es also auf die
Kreditwürdigkeit einer WEG an. Selbst wenn diese gegeben sei, wäre eine Kreditvergabe für Banken
unattraktiv, da sie an WEG nur sogenannte Blankokredite vergeben könnten, die sich auf die
Risikostruktur des Kreditinstitutes negativ auswirken würden. Als Blankokredit be-zeichnet man
Darlehen, die ohne Stellung von bewertbaren Sicherheiten vergeben werden. Der Vorschlag, das als
gering eingeschätzte Risiko der Kreditabsicherung im genannten Themenbereich der KfW zu übertragen,
wurde mit Verweis auf rechtliche Vorgaben abgelehnt.Nach einer Erhebung aus dem Jahre 2008 gibt es
in Baden-Württemberg 64 000 WEG mit drei und mehr Wohneinheiten, die mit einem BHKW ausgerüstet
werden könnten. Pro WEG ist im Mittel eine Investitionssumme von 18 500 € erforderlich (BMU-
Förderung bereits abgezogen). Die Umsetzung solcher Vorhaben würde weitestgehend den
mittelständischen Firmen in Baden-Württemberg zugute kommen.


